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Preußiſche Gefeßfammlung 


Jahrgang 1923 Nr. 58. 


Inhalt: Verordnung zur Anderung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen 
> Landtags und des Geſetzes, betreffend Reiſekoſten und Aufwandsentjchädigung für die Mitglieder und den Präſidenten des 
Stagtsrats, S. 447. — Verordnung, betreffend vereinfachte Beſchlußfaſſung über Anderung von Satzungen der landſchaftlichen 
(ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten und deren Nebenanſtalten, S. 448. — Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Ent 


ſchädigung der von den preußiſchen Provinzialverwaltungen beſtellten Mitglieder des Reichsrats, S. 448. — Ausführungsverord⸗ 
nung zum Geſetz über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 1. Juni 1923, S. 440. — Anordnung, betreffend Übertragung der 
Geſchäfte der Mieteinigungsämter auf die Amtsgerichte, S. 450. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 


durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 450. 


(Nr. 12642.) Verordnung zur Anderung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des 
Präſidenten des Preußiſchen Landtags und des Geſetzes, betreffend Reiſekoſten und Auf 
wandsentſchädigung für die Mitglieder und den Präſidenten des Staatsrats. Vom 28. Sep⸗ 
tember 1923. . i 


Das Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikels 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem im 
Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen Ausſchuſſe des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzes, 
kraft erlaſſen: 
Artikel 1. 
a Das Geſetz über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen Landtags vom 
23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) in der Fafjung des Geſetzes vom 26. Juli 1923 (Geſetzeamml. S. 359) 
wird wie folgt geändert: 
1. Im § 2 Abſ. 1 Satz 2 werden die Worte „nebſt dem Ausgleichszuſchlag“ durch die Worte „nebſt 
dem für den Tag der Ausſchußſitzungen jeweils gelt nden Ausgleichszuſchlag“ erſetzt. 8 
2. Im § 3 Abſ. 1 werden die Worte „nebſt dem Ausgleichszuſchlag“ durch die Worte „nebſt dem 
für den Tag des Abzugs jeweils geltenden Ausgleichszuſchlag“ erſetzt. 
3. Im § 3a wird das Wort „dreihundert“ durch das Wort „dreißigtauſend“ erſetzt. 


Arkikel 2. 

Das Geſetz, betreffend Neifefoften und Aufwandsentſchädigung für die Mitglieder und den Präſidenten 
des Staatsrats, vom 25. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 197) wird wie folgt geändert: 

Im $2 werden die Worte „ein Tagegeld in Höhe des fünfzehnten Teiles der Aufwandsentſchädigung, 
welche die Mitglieder des Landtags jeweils für den Monat erhalten,“ durch folgendes erſetzt: „ein Tagegeld 
in Höhe des einundeinhalbfachen Tagegeldes, welches die Mitglieder des Landtags jeweils für Ausſchuß⸗ 
ſitzungen an Tagen, an denen keine Vollſitzung des Landtags ſtattfindet, erhalten“. 


Artikel 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1923 ab in Kraft. Soweit Tagegelder im 
Monat September bereits gezahlt ſind, behält es hierbei ſein Bewenden. 
Berlin, den 28. September 1923. a 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. 


Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1264212646.) 


76 
Ausgegeben zu Berlin, den 29. September 1923. 
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(Nr. 12643). Verordnung, betreffend vereinfachte Beſchlußfaſſung über Anderung von Satzungen der landſchaft⸗ 
lichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten und deren Nebenanſtalten. Vom 28. September 1923. 


Auf Grund des Artikels 55 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920 (Geſetzſamml. 
S. 543) wird in Übereinſtimmung mit dem Ständigen Ausſchuſſe des Landtags für die Zeit bis zum 
1. April 1925 verordnet, was folgt: 81 


81. 

In dringenden Fällen find die Direktionen der landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten befugt, 
an Stelle der zur Beſchlußfaſſung über Satzungsänderungen der Kreditanſtalten und deren Nebenanſtalten 
(Bankanſtalten uſw.) berufenen Organe Anderungen der Satzungen dieſer Anſtalten zu beſchließen. Die 
Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung des Staatsminiſteriums. 


or 

Die auf Grund des § 1 gefaßten Beſchlüſſe find dem nach der Satzung ſonſt zuftändigen Organe der 
Kreditanſtalt bei ſeinem nächſten Zuſammentreten vorzulegen. Hebt dieſes die Beſchlüſſe auf, ſo treten ſie 
am Tage der Beſchlußfaſſung außer Kraft. Werden die Beſchlüſſe geändert, ſo wird die Anderung erſt mit 
der Genehmigung durch das Staatsminiſterium wirkſam. 


8 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 28. September 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. am Zehnhoff. Wendorff. 


(Nr. 12644.) Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Entſchädigung der von den preußiſchen 
Provinzialverwaltungen beſtellten Mitglieder des Reichsrats. Vom 28. September 1923. 


Artikel 1. 
Die Verordnung über die Enutſchädigung der von den preußiſchen Provinzialverwaltungen beſtellten 
Mitglieder des Reichsrats vom 7. November 1922 (Geſetzſamml. S. 441) wird wie folgt geändert: 
1. Im § 1 werden die Worte „ein Tagegeld in Höhe des fünfzehnten Teiles der Aufwandsentſchädigung, 
welche die Mikglieder des Landtags jeweils für den Monat erhalten“ durch folgende Worte erſetzt: 
„ein Tagegeld in Höhe des einundeinhalbfachen Tagegeldes, welches die Mitglieder des Landtags jeweils 
für Ausſchußſitzungen an Tagen, an denen keine Vollſitzung des Landtags ſtattfindet, erhalten“. 
2. Im 8 2 Satz 1 wird das Wort „Kalenderjahrs“ jedesmal durch das Wort „Monats“ erſetzt. Im Satz 2 
werden die Worte „im folgenden Kalenderjahr“ durch die Worte „am Beginne des folgenden Monats“ erſetzt. 


f Artikel 2. N 

Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1923 in Kraft. Soweit Zahlungen von Tage. 

geldern in Höhe des fünfzehnten Teiles der Aufwandsentſchädigung, welche die Mitglieder des Landtags jeweils 

für 8 Monat erhalten, bereits erfolgt find (§ J), behält es hierbei unbeſchadet der Vorſchrift des § 2 ſein 
Bewenden. 5 


Berlin, den 28. September 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. Severing. v. Richter. 
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(Nr. 12645.) Ausführungsverordnung zum Geſetz über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 1. Juni 
1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 353). Vom 25. September 1923. 


Auf Grund der SH 30 Abſ. 2, 37 Abſ. 2, 38 Abi. 5, 39 Abſ. 1 und 2 und 46 Abſ. 1 des Mieterſchutz⸗ 


geſetzes beſtimme ich, wie folgt: 9 1 
In den Fällen, in denen die geſetzliche Miete gilt, iſt der Vermieter wie der Mieter berechtigt zu 
verlangen, daß der Mietzins in Monatsabſchnitten gezahlt wird. 


82. . 
Die Mieteinigungsämter ſind von den Gemeinden zu errichten. Die Einrichtung gemeinſchaftlicher 
Mieteinigungsämter für mehrere Gemeinden, einen Amtsbezirk oder ſonſtige Kreisteile oder für den ganzen 
Kreis, gegebenenfalls mit Ausſchluß von Gemeinden, iſt zuläſſig. 


83 


Das Mieteinigungsamt beſteht aus dem Vorſitzenden und je einem Beiſitzer aus dem Kreiſe der 
Vermieter und der Mieter. 1 
8 4. 


Die Beiſitzer der Mieteinigungsämter ſind von den Gemeindevertretungen oder Stadtverordnetenver— 
ſammlungen (Bürgervorſteherkollegien), im Falle des § 2 Satz 2 vom Kreisausſchuſſe zu wählen. Die $$ 2 
bis 5 und SS 7 bis 10 der Ausführungsverordnung des Preußiſchen Juſtizminiſters vom 15. Auguſt 1923 
(Geſetzſamml. S. 405) finden entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß an Stelle des Landgerichts— 
präfidenten und des Amtsrichters beziehungsweiſe Amtsgerichts der Vorſtand des Kommunalverbandes tritt. 

Sind örtliche Hausbeſitzer- oder Mietervereine nicht vorhanden, oder reichen ſie Vorſchlagsliſten nicht 
ein, oder ſind die eingegangenen Vorſchlagsliſten zur Auswahl der erforderlichen Zahl von geeigneten Beiſitzern 
oder Stellvertretern nicht ausreichend, ſo ſind die Beiſitzer und Stellvertreter oder die noch fehlende Anzahl 


von der Gemeindevertretung oder Stadtverordnetenverſammlung oder dem Kreisausſchuß auf Vorſchlag des 


Vorſtandes des Kommunalverbandes unmittelbar zu wählen. 


8 5 
ee N 9. 
Die Entſchädigung der Beiſitzer der Mieteinigungsämter wird von den Gemeinden geregelt. 


86 : 
= § 6. 

Die Amtszeit der erſtmalig gewählten Beiſitzer erſtreckt ſich auf die Zeit vom 1. Oktober 1923 bis 
zum 31. Dezember 1924. Ihre Wahl ſoll durch die Gemeindevertretung oder Stadtverordnetenverſammkung 
ſpäteſtens bis zum 20. September 1923, ihre Ausloſung durch den Vorſtand des Kommunalverbandes binnen 
einer weiteren Woche vorgenommen werden. 5 

7, - 

Der Vorſitzende des Mieteinigungsamts kann Vorverhandlungen abhalten, insbeſondere einen Arge 
ſchein einnehmen, und, falls nicht ein Vergleich zuſtande kommt, eine Entſcheidung treffen, wenn ſie ſofort 
erfolgen kann und die Beteiligten es beantragen. 

88. 

„Die Höhe der Gebühren ſetzt das Mieteinigungsamt nach freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung der 
e § 46 Abſ. 1 des Mieterſchutzgeſetzes feſt. 

Bei der Feſtſetzung der Gebühren iſt der Jahresbetrag der geſetzlichen Miete auf Grund des Monats— 
betrags der geſetzlichen Miete zu ermitteln, der für den der Entſcheidung des Mieteinigungsamts vorher— 
gehenden Monat Geltung hatte. 5 


Alle vor dem Exlafje dieſes Geſetzes ergangenen Gebührenordnungen bleiben in Kraft, ſofern ſie den 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht entgegenſtehen. 


Ga 34 


rt 


9 


; 8 0. 
Die Beſtimmungen dieſer Verordnung treten, foweit es die Vorbereitung der Durchführung des Geſetzes 
erfordert, ſofort, im übrigen am 1. Oktober 1923 in Kraft. 


Berlin, den 25. September 1923. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


Mr. 12646.) Anordnung, betreffend Übertragung der Geſchäfte der Mieteinigungsämter auf die Amts⸗ 
gerichte. Vom 25. September 1923. 


Auf Grund des § 37 Abſ. 2 des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 1. Juni 1923 
Reichsgeſetzbl. I S. 353) wird beſtimmt, daß diejenigen Amtsgerichte, denen auf Grund der am 1. Oktober 


1923 außer Kraft tretenden Bekanntmachung zum Schutze der Mieter vom 2 J 1019. die Geſchäfte der 


Mieteinigungsämter übertragen worden ſind, dieſe Geſchäfte auch über den 1. Oktober 1923 hinaus wahr⸗ 

nehmen mit der Maßgabe, daß ſie, ſoweit für die Mieteinigungsämter die Zuziehung von Beiſitzern vor⸗ 

geſchrieben iſt, unter Zuziehung der nach den Vorſchriften der erſten Ausführungsverordnung vom 15, Auguſt 

1923 (Preuß. Geſetzſamml. S. 405) beſtellten Beiſitzer zu entſcheiden haben. > 
Berlin, den 25. September 1923. 


Zugleich im Namen des Juſtizminiſters 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
In Vertretung: 


Scheidt. 


Bekanntmachung. 
Nach 


Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) iſt bekanntgemacht: 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. April 1923, betreffend die Genehmigung 


eines Nachtrags zum Statut der Zeutral Landſchaft für die Preußiſchen Staaten vom 21. Mai 
1873, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Königsberg i. Pr. Nr. 22 S. 181, ausgegeben am 2. Juni 1923, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 20 S. 151, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Allenſtein Nr. 21 S. 92, ausgegeben am 26. Mai 1923, 

der Regierung in Marienwerder Nr. 20 S. 85, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 20 S. 232, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Franlfurt a. d. O. Nr. 20 S. 93, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Stettin Nr. 20 S. 162, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Köslin Nr. 20 S. 125, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Stralſund Nr. 20 S. 100, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Schneidemühl Nr. 19 S. 95, ausgegeben am 18. Mai 1923, 

der Regierung in Breslau Nr. 20 S. 178, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 20 S. 148, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Oppeln Nr. 18 Sonderbeilage, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Magdeburg Nr. 20 S. 156, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Merſeburg Nr. 21 S. 138, ausgegeben am 26. Mai 1923, 

der Regierung in Erfurt Nr. 22 S. 118, ausgegeben am 2. Juni 1923, und 

der Regierung in Schleswig Nr. 22 S. 189, ausgegeben am 26. Mai 1923. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


